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Datenaufbereitung und Datenerfassung sowie ähnliche 
Aufgaben an kompetente Mitarbeiter zu delegieren, die 
u. a. in der Lage sind, Akteninhalte nach vorgegebenen 
formalen Kriterien zu erfassen, diktierte Texte in vor­
gegebene Konzepte einzubringen und die insgesamt 
eine engere Beziehung zur sachlichen Arbeit des Juri­
sten haben. Einen Einstieg in diese Richtung bilden 
die „Wirtschaftsreferenten" bei der Schwerpunktstaats­
anwaltschaften für Wirtschaftsstrafsachen. Eine Kon­
zentration von „richternahen" Hilfsaufgaben auf beson­
ders qualifizierte Allround-Hilfskräfte bzw. ein ent­
sprechend qualifiziertes Team, die zudem eine erhebli­
che Reduktion des internen Aktenumlaufes mit sich 
bringen könnte, wird auf die Arbeitsorganisation und 
den Personaleinsatz in der Justiz nicht ohne Auswir­
kungen bleiben können. 

Aus dem Primat der richterlichen Tätigkeit und der 
dienenden, unterstützenden Funktion des Geschäfts­
betriebs folgt auch, daß die betroffenen Angehörigen 
des Geschäftsbetriebs ihrerseits in einer Weise mit In­
formationstechnik ausgestattet sein müssen, die es ih­
nen erlaubt, Datenbestände so aufzubereiten, daß sie 
problemlos in Richterunterstützungssysteme über­
nommen werden können. Diese Forderung läßt sich 
sowohl durch eine relativ einheitliche Technikausstat­
tung — vor allem auf der Softwareseite — erreichen, 
als auch dadurch, daß auf beiden Seiten komfortable 
Import-, Export und Konvertierungsfunktionen zur 
Verfügung stehen. Die skizzierten Formen der Zusam­
menarbeit gebieten es aber auch, die Auswahl der In­
formationstechnik in erster Linie an den Anforderun­
gen der Richter und anderen Rechtspflegeorgane zu 
orientieren und nicht wie bislang an den Anforderun­
gen des Geschäftsbetriebs. 

Ein Einsatz von individuell gestaltbaren Arbeits­
platzcomputern bei Gerichten und Staatsanwaltschaf­
ten wirft vielfältige technische und organisatorische 
Fragen der Datensicherheit und des Datenschutzes auf. 
Diese — lösbaren — Probleme dürfen jedoch keine 
Rechtfertigung dafür sein, interessierten Rechtspflege­
organen die Beschaffung und den Einsatz von Arbeits­
platzcomputern zu verweigern. 
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Akzeptanzförderung durch partizipative 
Systementwicklung und -implementation 
Zusammenfassung der Hauptaussagen 

Gerhard W. Wittkämper 

1. Herkömmlicherweise unterscheidet man zwischen 
Akzeptabilität und Akzeptanz eines technischen Sy­
stems. Akzeptabilität ist eine Eigenschaft der Tech­
nik in einer bestimmten Umgebung, die man mit 
Annehmbarkeit übersetzen könnte. Ist diese Eigen­
schaft vorhanden, folgt also aus der Akzeptabilität 
Akzeptanz. Partizipative Systementwicklung meint, 
daß die Organisationsangehörigen und Organisa­
tionsklienten einer bestimmten Organisation an der 
Systementwicklung beteiligt werden. Partizipative 
Systemimplementation meint, daß die Organisa­

tionsangehörigen und Organisationsklienten auch 
an der Einrichtung eines bestimmten Systems betei­
ligt sind. 

2. Warum gibt es nun einen Zusammenhang zwischen 
der Teilnahme Betroffener innerhalb der Organisa­
tion, außerhalb der Organisation an der Systement­
wicklung und -implementation und der Akzeptanz? 
Zunächst ist darauf hinzuweisen, daß die Zusam­
menhänge zwischen Teilhabe an der Systement­
wicklung und Implementation und der Akzeptanz 
durch eine Reihe internationaler Studien über die 
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Motivation festgestellt worden sind (G. E . Popp, 
u.a.: An International Study of Intrinsic Motivation 
Composition. S. 28-35, in: MIR Vol. 26, 1986/3). 
Diese internationalen Studien haben zur Ergonomie 
der Bürotätigkeit ergeben, daß drei Stufen oder 
Schichten der Ergonomie zu beachten sind: 

a) Technische Ergonomie: Hier steht die physische 
Arbeitsplatzsituation im Vordergrund. 

b) Ablauf-Ergonomie: Darunter ist die arbeitswis­
senschaftlich fundierte Anpassung und Gestal­
tung der Abläufe und Prozeduren an die Wahr­
nehmungsfähigkeiten und die Denkleistung des 
Menschen zu verstehen. Zur Ablauf-Ergonomie 
gehört die menschgemäße Gestaltung des Dia­
logs Mensch-Maschine, die Gestaltung von Pro­
zeduren aus gut überschaubaren Teilketten usw. 

c) Organisations-Ergonomie: Diese meint die An­
passung und Gestaltung der Organisations- und 
Kommunikationsstrukturen an den Menschen 
unter Einbeziehung der sinngebenden Fähigkei­
ten des Menschen, d. h. der Mensch wird hier als 
Sinnträger verstanden und berücksichtigt. Es 
geht darum, die kooperativen und integrativen 
Fähigkeiten und Bedürfnisse des Menschen zu 
berücksichtigen (Fritz Krückeberg: Welche 
hauptsächlichen technischen Wandlungen und 
arbeitsorganistorischen Probleme, bezogen auf 
die Informationsverarbeitung, sind für die Büro­
tätigkeit in der öffentlichen Verwaltung bis 1990 
zu erwarten? S. 109ff in: Fritz Krückeberg u.a.: 
Bürotätigkeit in der öffentlichen Verwaltung und 
technischer Wandel. Regensburg 1983). 

3. Diese Notwendigkeit einer organisatorischen Ergo­
nomie ist vor allen Dingen durch die Forschung 
von Herbert Blumer, dem Hauptvertreter des sym­
bolischen Interaktionismus begründet worden (vgl. 
S. 54ff. in: Friedrich Eberle und Herlinde Maindok: 
Einführung in die soziologische Theorie. München/ 
Wien 1984). 
Blumer und andere Vertreter des symbolischen In­
teraktionismus haben darauf hingewiesen, daß jede 
Umwelt für Menschen symbolisch vermittelt ist, 
d.h., unsere gesamte Wahrnehmung wird durch 
vorsprachliche Symbole und sprachliche Symbole 
vermittelt. Man kann auch sagen: Entscheidend für 
die Einstellung des Menschen zu einer Umwelt sind 
Deutungsprozesse, mit denen der Mensch den in 
der Umwelt wahrgenommenen Gegenständen, Er­
eignissen, Personen einen bestimmten Sinn bei­
mißt. Der symbolische Interaktionismus hat also 
mit der These aufgeräumt, die Bedeutung sei eine 
zu verstehende Eigenschaft der Objekte. Das ist an 
sich selbstverständlich. Ein Küchenmesser hat etwa 
eine völlig andere Bedeutung für uns, je nachdem, 
ob wir es in der Hand einer gemüseputzenden Frau 
als ein sinnvolles Werkzeug ansehen, welches uns 
nicht bedroht, oder in der Hand eines uns Bedro­
henden als ein gefährliches Werkzeug. 

4. Bezogen auf Organisationsvorgänge haben nun wei­
tere Forschungen des symbolischen Interaktionis­
mus ergeben, daß Interpretationen von Situationen, 
etwa von Organisationssituationen oder Situationen, 
in denen Systeme entwickelt und implementiert 
werden, ausgehandelt werden. Die handelnden Ak­
teure, etwa die Behördenleitung und die Mitarbeiter, 
treffen sich unter den Rahmenbedingungen der Sy­
stementwicklung und der Systemplanung und inter­
pretieren nun in wechselseitiger Sicht voneinander 
den Sinn der Situation, in der sie stehen. Deshalb 
weist auch Krückeberg in seiner Lehre von der Or­
ganisations-Ergonomie darauf hin, daß es darauf an­
kommt, den Sinn einer Organisationsmaßnahme 
aktiv zu gestalten. Dieser Gestaltungsprozeß ist 
nicht nur eine Aufgabe von Führungskräften, wenn­
gleich er durch den Führungsstil von Führungskräf­
ten maßgeblich beeinflußt wird (vgl. Wolfgang Jese-
rich: Die Führungsstilanalyse. S. 239ff. in: Personal¬
wirtschaft 6/86). 

5. Entscheidend ist also im Ergebnis unserer bisheri­
gen Überlegungen, daß partizipative Systement­
wicklung und Implementation darauf zielt, daß sich 
Führungskräfte, Betroffene und Organisationsbe­
nutzer auf einen gemeinsamen Sinn der entwickel­
ten Systeme und der implementierten Systeme eini­
gen. Kommt es nicht zu dieser Einigung über den 
Sinn, sagen etwa die einen, die Geräte sind völliger 
Unsinn, und die anderen, sie sind der Gipfel der 
Moderne. Dann kommt auch keine Akzeptanz zu­
stande. 

6. Es ist sehr bedauerlich, daß in vielen Veranstaltun­
gen der Managementlehre oder der Führungsweiter­
bildung das sogenannte Management durch Zielver­
einbarung oder MbO (management by objectives) 
rein technisch beigebracht wird, ohne den Hinter­
grund dieses Konzepts des MbO zu erklären. Auch 
die Überlegungen des MbO hängen mit denjenigen 
Forschungsergebnissen zusammen, die ich eben ge­
schildert habe. Durch MbO soll erreicht werden, 
daß Führungskräfte und betroffene Mitarbeiter sich 
auf eine bestimmte Identität einigen, etwa die Iden­
tität, d.h. das Selbstverständnis im Arbeitsleben, 
daß es sinnvoll ist, dieses System zu entwickeln, ein­
zuführen und damit umzugehen. Ein Beispiel: 
Wenn ein Richter in seiner Ausbildung zu der 
Grundüberzeugung gekommen ist, Datenverarbei­
tung zur Unterstützung richterlicher Tätigkeit dürfe 
nicht sein, weil der Sinn der richterlichen Tätigkeit 
mit dem Sinn der Datenverarbeitung nicht verein­
bar sei, dann geht es bei diesem Richter darum, ihn 
davon zu überzeugen, daß dieser Sinnwiderspruch 
nicht besteht, ihn also davon zu überzeugen, daß es 
sinnvoll ist, zur Unterstützung richterlicher Tätig­
keit Datenverarbeitung einzusetzen. Etwa sinnvoll 
im Sinne der Berücksichtung aller Ergebnisse der 
Rechtsprechung, oder etwa sinnvoll im Sinne der 
Verarbeitung aller für einen bestimmten Kläger 
oder Beklagten bzw. Angeklagten günstigen Ergeb­
nisse der bisherigen Rechtsprechung. 
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